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Mündliche Anfrage 
 
für die 121. Sitzung des Landtags Nordrhein-Westfalen 
am 6. Mai 2026 
 
 
 
 
Geschäftsbereich des Chefs der Staatskanzlei 
 
77 Abgeordnete 

Ina Blumenthal   SPD 
Marcel Hafke   FDP 

Die Staatskanzlei muss offen und transparent ihre 
Kenntnisse zu den Machtmissbrauchs- und Mob-
bing-Vorwürfen gegen Ministerin Scharrenbach 
sowie ihren Maßnahmen aufklären! 
 
Am 19.03.2026 berichtete der Spiegel mit der Über-
schrift „Diese Frau hat mich zerstört - Machmiss-
brauch im NRW-Heimatministerium – Angst, Druck 
und ein Führungsstil, der offenbar krank macht: Mitar-
beiter des NRW-Heimatministeriums klagen über ihre 
Ministerin, die CDU-Frau Ina Scharrenbach. Warum 
greift Ministerpräsident Wüst nicht ein?“ 
 
Berichtete der Spiegel in diesem Artikel noch davon, 
dass im Büro des Ministers und Chefs der Staats-
kanzlei Nathanael Liminski seit mehr als drei Monaten 
ein „Dokument mit politischer Sprengkraft“ liege und 
sich aus diesem Dokument und aus „weiteren Schrei-
ben, die Missstände im Ministerium für Heimat, Kom-
munales, Bau und Digitales (MHKBD) beklagen“ über 
„gesundheitsschädigende Umgangsformen“, „desas-
tröses Führungsverhalten“ und dass Beschäftigte 
„dem Druck und der täglichen Angst nicht mehr stand-
halten“ könnten, gab es kurz darauf eine weitere Dar-
stellung. 
 
Nach der Berichterstattung des WDR vom 22.03.2026 
seien diese Vorwürfe Nathanael Liminski offenbar 
nicht erst seit drei Monaten vor der Spiegelberichter-
stattung, sondern schon vor der Bundestagswahl vom 
23.02.2025 bekannt gewesen. Dem WDR-Bericht ist 
zu entnehmen: „Ein Sprecher der Staatskanzlei be-
stätigt auf WDR-Nachfrage, dass es zum fraglichen 
Zeitpunkt ein Telefonat mit der Personalvertretung zu 
diesem Thema gegeben hat.“ 
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Einen Tag später, dem 23.03.2026, berichtete die 
Rheinische Post, dass es bereits zu Beginn der Le-
gislaturperiode, also im Jahr 2022, „Hinweise zur 
Wahrnehmung Dritter im Hinblick auf die Führung des 
Ministeriums durch die Hausleitung“ und „Probleman-
zeigen“ gegeben habe. 
 
Dem sich daraus aufdrängenden Verdacht, dass die 
gravierenden Vorwürfe gegen Ministerin Scharren-
bach vor der Bundestagswahl 2025 und während der 
anschließenden Koalitionsbildung bewusst unter der 
Decke gehalten wurden und nichts unternommen 
wurde, um den Beschäftigten zu helfen, muss die 
Staatskanzlei durch offene und transparente Aufklä-
rung endgegentreten. 
 
In diesem Gesamtzusammenhang fragen wir die Lan-
desregierung: 
 
 
1. Zu welchen Zeitpunkten wurde die Staatskanz-

lei schriftlich oder mündlich über Beschwer-
den im Zusammenhang mit Frau Ministerin 
Scharrenbach informiert? 

 
2. Welche Maßnahmen hat die Staatskanzlei je-

weils ergriffen, nachdem ihr Vorwürfe gegen 
die Amtsführung von Frau Ministerin Schar-
renbach bekannt geworden sind? 

 
 
 


